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MDR-262701-2026-6 Wien, 3. März 2026 

Entwurf einer Verordnung der Bundesministerin 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Kon- 
sumentenschutz, mit der die Tierschutz-Sonder- 

haltungsverordnung (TSch-SV) geändert wird; 
Begutachtung; 
Stellungnahme 

 

zu GZ: 2026-0.030.777  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 13. Feber 2026 übermittelten Entwurf einer Verordnung, mit der die Tier-

schutz-Sonderhaltungsverordnung (TSch-SV) geändert wird, wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Zu Z 1 (§ 1 Abs. 1): 

Hier werden zwei unterschiedliche Begriffe verwendet: „Haltung von Tieren im Rahmen einer Zucht“ 

und „Haltung von Tieren zum Zweck der Zucht“. Sollte damit dasselbe gemeint sein, sollte auch die-

selbe Formulierung gewählt werden. Wenn nicht, wäre noch klarzustellen, worin der Unterschied 

liegt. 

 

Zu Z 11 (§ 15 Abs. 2 Z 2): 

Im vorliegenden Entwurf (Z 17) ist vorgesehen, dass Anlage 4 der TSch-SV gestrichen und die dies-

bezügliche Regelung des § 15 Abs. 2 Z 2 leg. cit. lauten soll: 

 

„Bei der Eingangsuntersuchung gemäß § 13 Abs. 4 ist insbesondere auch Folgendes zu überprüfen 

und unter Angabe des Datums der Eingangsuntersuchung zu dokumentieren: 

 

Gesundheitszustand (bei Katzen sind Katzenwelpen aus einem Wurf gemeinsam in einem Raum zu 

halten. Eine weitere Vergesellschaftung mit anderen Katzen ist frühestens nach je einer Woche Auf-

enthalt, nach tierärztlicher Freigabe und unter Berücksichtigung des Ergebnisses von allfälligen vete-

rinärmedizinisch begründeten weiterführenden Untersuchungen, wie beispielsweise der Testung auf 

Retrovirusinfektionen (Feline Leukose Virus - Antigentest sowie Felines Immundefizienz Virus - Anti-

körpertest), möglich) und Bestätigung, dass die Tiere zur Haltung in der Betriebsstätte bzw. in einer 

Pflegestelle und zum Zwecke einer Übergabe an Dritte geeignet sind,“ 
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Hinsichtlich der Formulierung „[…] bei Katzen sind Katzen-welpen aus einem Wurf gemeinsam in 

einem Raum zu halten […]” wird im Kontext mit der vorgeschriebenen tierärztlichen Eingangsunter-

suchung gemäß § 13 Abs. 4 leg. cit. eine redaktionelle Unklarheit erkannt. Die normierte Eingangsun-

tersuchung bezieht sich auf von außen in die Betriebsstätte eingebrachte Tiere und steht daher mit 

jenen Tieren, die in einer Betriebsstätte geboren werden, in keinem Zusammenhang. Die Angabe der 

Formulierung „[…] Katzenwelpen aus einem Wurf [sind] gemeinsam in einem Raum zu halten […]“ 

erscheint daher an dieser Stelle deplatziert und trägt lediglich zu einer Verwirrung sowohl der 

Normunterworfenen als auch im Vollzug bei. Es wird daher angeregt, diese Textpassage zu überar-

beiten. 

 

Ferner wird ein Widerspruch im Zusammenhang mit den unterschiedlichen zeitlichen Vorgaben für 

die Freigabe zur Vergesellschaftung, Vergabe an Pflegestellen, etc. von eingebrachten Hunden und 

Katzen erkannt: 

 

So gilt für Hunde gemäß § 13 Abs. 4 TSch-SV, dass diese nach längstens fünf Tagen freigegeben 

werden dürfen, nämlich dann, wenn die vorgeschriebene Eingangsuntersuchung durch den*die Be-

treuungstierärzt*in erfolgt ist und abweichend hievon für Katzen, dass diese gemäß § 15 Abs. 2 Z 2 

iVm § 13 Abs. 4 leg. cit. frühestens nach einer Woche zur Vergesellschaftung, etc. freigegeben wer-

den dürfen („[…] frühestens nach je einer Woche Aufenthalt, nach tierärztlicher Freigabe und unter 

Berücksichtigung des Ergebnisses von allfälligen veterinärmedizinisch begründeten weiterführen-

den Untersuchungen […]“). 

 

Es wird daher durch § 15 Abs. 2 Z 2 TSch-SV vorgesehen, dass eine Freigabe von Katzen erst zu ei-

nem späteren Zeitpunkt als von Hunden erfolgen darf und wird dahingehend ausgeführt, dass dafür 

keine veterinärmedizinische Erklärung oder Notwendigkeit besteht. Hier eine Differenzierung vorzu-

sehen erscheint verfehlt. 

 

Angemerkt wird, dass die Verpflichtung zu einer Eingangsuntersuchung von eingebrachten Tieren 

sowohl im Rahmen der Haltung von Tieren in einer Zoofachhandlung oder sonstigen wirtschaftli-

chen Tätigkeit als auch bei der Haltung von Tieren im Rahmen der Zucht keinesfalls kritisch gesehen, 

sondern ausdrücklich befürwortet wird. 

 

Zu Z 13 (§ 17 Abs. 3 Z 3): 

Fraglich ist, inwieweit eine Ausbildung in einem Zoofachhandel eine Eignung für eine ausreichende 

Qualifikation zur Mitarbeit in einem Tierheim darstellt, da dort ja überwiegend Hunde und Katzen 

gehalten werden und im Rahmen einer Ausbildung im Zoofachhandel kein Wissen zur Haltung er-

langt werden kann. 

 

Zu Z 14 (Abschnitte 7 und 8): 

 

• § 27 Abs. 2 

Hier wird festgelegt: „Neben den Anforderungen des Abs. 1 haben Räumlichkeiten, in welchen Tiere 

im Rahmen einer bewilligungspflichtigen Zucht gemäß § 31b Abs. 2 TSchG gehalten werden, jeden-

falls über Folgendes zu verfügen: 

 

1. eine in geeigneter Weise ausgestattete, leicht zu reinigende und zu desinfizierende Unter-

kunft zur vorübergehenden, getrennten Unterbringung kranker Tiere; 
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2. eine in geeigneter Weise ausgestattete Unterkunft zur vorübergehenden, getrennten Un-

terbringung untereinander unverträglicher Tiere und 

3. eine in geeigneter Weise ausgestattete, leicht zu reinigende und zu desinfizierende Unter-

kunft zur vorübergehenden Unterbringung von zur Haltung neu eingebrachten Tieren“ 

 

Laut dieser Formulierung haben Räumlichkeiten [..] über in geeigneter Weise ausgestattete Unter-

künfte […] zu verfügen. 

 

Gemäß § 2 Z 1 der geltenden Tierschutz-Sonderhaltungsverordnung bedeutet „Unterkunft“ im Sinne 

dieser Verordnung: Alle Arten von Haltungseinrichtungen, in welchen Tiere untergebracht sind oder 

zur Schau gestellt werden (z.B. Käfige, Volieren, Boxen, Terrarien, Aquarien). 

 

Aufgrund dieser Formulierung wäre somit z.B. die Haltung eines kranken/unverträglichen/neu ein-

gebrachten Hundes in einem Käfig oder einer Box (ohne zeitliche Einschränkung) zulässig. Diese 

Möglichkeit zur Haltung von Hunden in Käfigen, Boxen o.ä. widerspricht aber eindeutig den Vorga-

ben des § 13 bzw. § 16 des Tierschutzgesetzes (TSchG). 

 

Ebenso widerspricht dies der Bestimmung des § 2 Abs. 8 letzter Satz der 2. Tierhaltungsverordnung, 

wonach für Quarantäne- sowie für sonstige aufgrund von tierseuchenrechtlichen Bestimmungen 

vorgeschriebene Schutz - und Überwachungsmaßnahmen oder für die Behandlung erkrankter Tiere 

fachlich begründete abweichende Haltungsbedingungen zulässig sind. 

 

Es ist nicht nachvollziehbar, warum die Möglichkeit zur Absonderung kranker/unverträglicher/neu 

eingebrachter Tiere nur für bewilligungspflichtige Zuchten gemäß § 31b Abs. 2 TSchG gelten soll. Die 

Bewilligungspflicht des § 31b Abs. 2 TSchG hängt von der Anzahl an Tieren ab, die abgegeben wird. 

Eine entsprechende Möglichkeit zur vorübergehenden getrennten Unterbringung auch für nicht 

bewilligungspflichtige Haltungen ist aus fachlicher Sicht jedenfalls angebracht. 

 

• § 28 

Das Datum der Abgabe sowie Name und Wohnanschrift der übernehmenden bzw. tierhaltenden 

Person sind gerade im Zusammenhang mit der Zucht essenziell, um hier gegebenenfalls wichtige 

Informationen betreffend das Zuchtgeschehen erlangen zu können. 

 

Ebenso ist die verpflichtende Dokumentation des Datums der Einbringung gerade für den Vollzug 

und die verpflichtende Dokumentation der Maßnahmen zur Umsetzung des Verbots der Qualzucht 

notwendig. 

 

• § 29 

In den angeführten Informationen bei Abgabe des Tieres fehlt jeglicher Hinweis auf den in § 13 

Abs. 4 TSchG ab 1. Juli 2026 festgelegten Nachweis allgemeiner Sachkunde durch Absolvierung ei-

nes Kurses im Ausmaß von mindestens vier Unterrichtseinheiten zu je 60 Minuten, der vor Aufnah-

me der Haltung bestimmter Tiere vorzuweisen ist. Demgegenüber wurde die Kundeninformation 

des § 9 im vorliegenden Entwurf entsprechend ergänzt (Information über die allfällig erforderliche 

Absolvierung eines Sachkundenachweises vor Aufnahme der Haltung.). 

 

Aus Tierschutzsicht sollte jedenfalls festgelegt werden, dass die vom Geltungsbereich des ab 1. Juli 

2026 geltenden § 13 Abs. 4 TSchG erfassten Tiere nur nach Vorlage der entsprechenden Nachweise 

abgegeben werden dürfen. 
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Auch zu den erforderlichen Praxiseinheiten sind hier keine Vorgaben zu finden. Es ist nicht nachvoll-

ziehbar, warum die in § 9 festgelegte Kundeninformation nicht mit der in § 29 festgelegten Informa-

tion bei Abgabe der Tiere ident ist. Eine Anpassung des Inhalts der Kundeninformation in § 9 ist auch 

aufgrund der in § 29 Abs. 3 festgelegten Ausnahme von der Informationspflicht bei der Abgabe an 

Zoofachhandlungen und vergleichbaren Einrichtungen notwendig. 

 

Jedenfalls sollte über die tierschutzrechtlichen Mindestanforderungen der jeweiligen Tierart, insbe-

sondere jene der Anlage 1, Punkte 1 und 2 der 2. Tierhaltungsverordnung, aufgeklärt werden. 

 

• § 30 

Die in Absatz 3 festgelegte „regelmäßige tierärztliche Betreuung“ ist nur sehr vage formuliert. Auch 

in den Erläuternden Bemerkungen finden sich dazu keine näheren Angaben. Darunter könnte 

z.B. eine 1x jährliche klinische Untersuchung im Rahmen der Impfung verstanden werden, die aber 

bei der Haltung von Tieren zur Zucht keinesfalls ausreichend sein wird. 

 

Es wäre im Hinblick auf die Rechtssicherheit, nicht zuletzt auch im Hinblick auf mögliche Straffolgen 

bei Nichteinhaltung, der Begriff „regelmäßig“ genauer zu definieren. 

 

• § 31 Abs. 2 Z 1 

Diese neue Bestimmung steht im Widerspruch zu den Mindestanforderungen der 2. Tierhaltungs-

verordnung. Von der seit Inkrafttreten der tierschutzrechtlichen Bestimmungen bestehenden Rege-

lung, wonach eine uneingeschränkt benutzbare Bodenfläche von 15 m² sowie für jede Hündin mit 

Welpen bis zu einem Alter von acht Wochen eine zusätzliche uneingeschränkt benutzbare Grundflä-

che von 5 m² zur Verfügung stehen muss, wird ohne erkennbaren und fachlich nachvollziehbaren 

Grund abgewichen. 

 

Zudem wird im Entwurf nur „eine Fläche von …“ gefordert und nicht wie in der 

2. Tierhaltungsverordnung festgelegt eine „uneingeschränkt benutzbare Fläche“. 

 

• § 31 Abs. 2 Z 2 und 3 

Es ist nicht nachvollziehbar, was mit diesen beiden Bestimmungen gemeint ist. Ein nur einstündiger 

Zugang zu einer Mindestbewegungsfläche von mindestens 20 m² entspricht nicht dem Bewegungs-

bedürfnis von Welpen. Zumindest tagsüber sollte eine Fläche von 20 m² für Welpen mit mindestens 

28 Tagen zur Verfügung stehen. Hiezu ist ebenfalls auch auf die Empfehlung des Tierschutzrates in 

seiner 42. Sitzung am 11. Juni 2021 zu verweisen. 

 

• § 31 Abs. 3 Z 1 

Im Rahmen der Vollziehung wird es schwer nachvollziehbar sein, ob tatsächlich erst die zweite Läu-

figkeit zur Deckung genutzt wurde. 

 

• § 31 Abs. 3 Z 4 

Aus Tierschutzsicht ist anzumerken, dass einer Hündin nur maximal einmal jährlich ein Wurf zuzumu-

ten ist. Stichtag ist der Wurftag. Dies wird von namhaften Zuchtverbänden  vorgegeben. Auch in der 

Empfehlung des Tierschutzrates in seiner 42. Sitzung am 11. Juni 2021 betreffend die Haltung von 

Tieren zum Zweck der Zucht wird bei Hunden gefordert, dass zwischen zwei Würfen ein Mindest-

zeitraum von einem Jahr einzuhalten ist. 
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• § 31 Abs. 4 Z 1 lit. c und § 32 Abs. 3 Z 1 lit. c 

Der Inhalt dieser Bestimmungen ist völlig unklar. Auch die Erläuterungen geben hiezu keinen Auf- 

schluss. 

 

Die Wurfbox muss so groß gestaltet sein, dass die Hündin an der kürzesten Seite in ausgestreckter 

Seitenlage liegen kann. 

 

• § 31 Abs. 5 

Eine Haltung im Freien in einer Schutzhütte für die Zucht ist aus fachlicher Sicht nicht geeignet. 

Grundsätzlich sollte eine Mindesttemperatur für die Haltung von Welpen festgelegt werden. 

 

• § 31 Abs. 6 Z 1 

In den Erläuterungen zu diesem Punkt wird ausgeführt, dass, wenn mehr als zwei Hündinnen mit 

Welpen unter acht Wochen gleichzeitig gehalten werden, zusätzliche Betreuungspersonen entspre-

chend diesem Betreuungsschlüssel (mindestens eine Betreuungsperson für je weitere zwei Hündin-

nen mit Welpen) hinzugezogen werden müssen. Diese Personen haben die Vorgaben des § 14 

TSchG, die an Betreuungspersonen gestellt werden, einzuhalten. Diese Anforderungen können bei-

spielsweise auch von Familienmitgliedern und Nachbarn erfüllt werden. 

 

Erfahrungsgemäß werden oft vollbeschäftige Familienmitglieder oder Nachbarn als Betreuungsper-

sonen angegeben und srtehen diese dann nur in geringem Umfang für die Betreuung der Tiere zur 

Verfügung. Es ist daher erforderlich, konkrete Regelungen, wie z.B. die Angabe einer Mindeststun-

denanzahl pro Betreuungsperson, festzulegen. 

 

Es sollte zudem geregelt werden, wie viele Hunde - auch ohne Welpen - eine Betreuungsperson be-

treuen darf. Auch hiezu wird auf die Empfehlung des Tierschutzrates in seiner 42. Sitzung am 11. Juni 

2021 verwiesen. 

 

• § 32 Abs. 2 

Hier sollte ergänzt werden, dass Kätzinnen und Kater nur dann zur Zucht zugelassen werden dürfen, 

wenn sie frei auf FIV, Leukose und Corona getestet sind. 

 

• § 32 Abs. 2 Z1 

Entsprechend den Beschlüssen des Tierschutzrates in der 42. Sitzung vom 11. Juni 2021 wäre der 

Entwurf dahingehend anzupassen, dass Kätzinnen frühestens ab Vollendung des zwölften Lebens-

monats zur Zucht eingesetzt werden dürfen. Diese Altersgrenze steht im Einklang mit aktuellen 

fachlichen Empfehlungen zur verantwortungsvollen Katzenzucht. Die von der EU-Plattform für Tier-

schutz am 3. November 2020 gebilligten Responsible Cat Breeding Guidelines sehen vor, dass 

Zuchtkatzen erst nach Erreichen der vollständigen körperlichen Reife (sexuelle und skelettale Reife) 

eingesetzt werden dürfen. Demnach sollte die Zucht erst ab einem Alter von zumindest 18 Monaten 

erfolgen; eine Belegung vor dem 12. Lebensmonat wird ausdrücklich nicht empfohlen. Vor diesem 

Hintergrund erscheint eine ausdrückliche Festlegung einer Altersgrenze von mindestens 12 Monaten 

im nationalen Recht nicht nur sachlich gerechtfertigt, sondern auch unionsrechtlich geboten. 

 

• § 32 Abs. 3 Z 1 lit. a 

Die Wurfbox sollte mindestens so groß bemessen sein, dass die Kätzin in ausgestreckter Seitenlage 

auch an der kürzesten Seite liegen kann. 
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• § 32 Abs. 4 

Eine Haltung im Freien in einer Schutzhütte für die Zucht ist aus fachlicher Sicht nicht geeignet. 

Grundsätzlich sollte eine Mindesttemperatur für die Haltung von Welpen festgelegt werden. 

 

• § 32 Abs. 5 Z 1 

Es sollte auch geregelt werden, wie viele Katzen - auch ohne Welpen - eine Betreuungsperson be-

treuen darf. Auch hiezu wird auf die Empfehlung des Tierschutzrates in seiner 42. Sitzung am 11. Juni 

2021 verwiesen. 

 

• § 36 Abs. 1 

In der vorgeschlagenen Bestimmung wird festgelegt, dass […] anlässlich einer Meldung gemäß § 31b 

Abs. 1 TSchG der Behörde ein Programm oder zumindest eine Dokumentation über tierärztlich diag-

nostische Untersuchungen und über die Abklärung von Risikofaktoren vorzulegen ist. 

 

Dies lässt offen, ob diese Vorlage des Programms bzw. zumindest einer Dokumentation über tier-

ärztlich diagnostische Untersuchungen und über die Abklärung von Risikofaktoren auch durch einen 

bewilligungspflichtigen Züchter zu erfolgen hat. 

 

Es sollte klargestellt sein, dass die Darlegung, wie Sorge getragen wird, dass die Wahrscheinlichkeit 

von Erbschäden verringert und Qualzucht verhindert werden, einer Wertung der diagnostischen 

Untersuchungen entspricht und somit einem „züchterischen Maßnahmenprogramm“. Zudem sollte 

klargestellt werden, dass bei der Meldung der Zucht jedenfalls die diagnostischen Untersuchungen 

und Befunde der Behörde vorgelegt bzw. bekannt gegeben werden müssen. 

 

• § 36 Abs. 2 

Es ist klarzustellen, dass auch Züchter*innen, die innerhalb eines Verbandes züchten, bei der Mel-

dung der Zucht ihr Programm samt diagnostischen Untersuchungen und Befunden der Behörde 

vorlegen müssen. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Birgit Eisler 

Senatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. alle Ämter der Landesregierungen 

2. Verbindungsstelle der Bundesländer 

3. MA 58 (zur Zl. MA58-273659-2026-5) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

4. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der  

Stadt Wien-Website 
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##signaturplatzhalter## 
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